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Ergänzungsleistungen zur AHV und IV 

Die EL hat den Zweck, zusammen mit bereits fliessenden Leistungen (AHV-/IV-Rente, 
IV-Taggeld, Hilflosenentschädigung) den Existenzbedarf zu decken. Es handelt sich 
dabei um Bedarfsleistungen im Einzelfall.

• Bundesverfassung Art. 112a

• ATSG / ATSV

• ELG / ELV in Kraft seit 1. Januar 1966 

• Kantonales Gesetz / Kantonale Verordnung

• Wegleitung über die EL (WEL)

• Kreisschreiben zum Übergangsrecht der EL-Reform (KS-R EL) – 1.1.2021 bis 31.12.2023

• Rechtsprechung / interne Weisungen 



Ein paar Zahlen ….

Anzahl Bezüger:innen von Ergänzungsleistungen zur AHV/IV 
in der Schweiz

Bestand im Dezember EL zur AHV EL zur HE EL zur IV Total Veränderung in 
Prozent

2015 197'400 3'800 113'900 315'000 1.8

2016 201'100 3'800 113'700 318'600 1.1

2017 204'800 3'800 114'200 322'800 1.3

2018 209'200 3'800 115'100 328'100 1.6

2019 215'800 3'800 117'500 337'000 2.7

2020 218'900 3'700 119'100 341'700 1.4



Ein paar Zahlen ….

Finanzen der Ergänzungsleistungen zur AHV/IV ganze Schweiz

in Mio. Franken 2017 2018 2019 2020 Veränderung
2019/2020 
in Prozent

Total Ausgaben 4'939 5'044 5'199 5'369 3.3

EL zur AHV 2'907 2'956 3'058 3'168 3.6

EL zur IV 2'032 2'087 2'142 2'201 2.8



Kosten als Revisionsgrund

Zum Einstieg die wichtigsten Punkte der EL-Reform:

 Einführung einer Vermögensschwelle als Anspruchsvoraussetzung

 Höhere Mietzinsbeträge – und damit Anpassung auf Stand aktueller Mietpreise

 Rückerstattung rechtmässig bezogener EL nach Tod

 Senkung der Vermögensfreibeträge

 Mitberücksichtigung übermässiger Vermögensverzehr 

 Übergangsbestimmungen vom 1. Januar 2021 bis 31. Dezember 2023



Anspruchsvoraussetzungen

Vermögensschwelle 

Alleinstehende > CHF 100'000

Ehepaar > CHF 200'000

Kinder (Waisen) > CHF   50'000*

*Ausser: Kinder, die alleine oder in einer anderen Gemeinschaft leben > CHF 100’000

Massgebend ist das Vermögen im Zeitpunkt des Anspruchsbeginns!

(Art. 9a ELG; Art. 2 ELV)



Anspruchsvoraussetzungen

Definition des Reinvermögens für die Prüfung der Vermögensschwelle 

• Analog dem Reinvermögen für die Prüfung des Vermögensverzehrs

 Bruttovermögen abzüglich Schulden

• Einzige Ausnahme: selbstbewohnte Liegenschaften und die damit 
zusammenhängenden Hypothekarschulden bleiben bei der Prüfung der 
Vermögensschwelle ausser Acht.

 Für die Berechnung des Vermögensverzehrs werden selbstbewohnte 
Liegenschaften nach wie vor berücksichtigt.

• Die Vermögensfreibeträge finden auf die Vermögensschwelle keine Anwendung.

(Art. 9a ELG; Art. 2 ELV)



Ausgaben

Neues Mietzinsmaxima 

Grundsatz

• Das Mietzinsmaximum bestimmt sich nach

 der Wohnform (Unterscheidung alleine lebend, Familien, Wohngemeinschaft);

 der massgebenden Haushaltsgrösse (Anzahl Personen in der EL-Berechnung); und

 der Mietzinsregion (Unterteilung 3 Regionen: Grosszentrum, Stadt, Land).

 Mietzinsregionen

(Art. 10 Abs. 1 Bst. b ELG)

https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/sozialversicherungen/ergaenzungsleistungen/grundlagen-und-gesetze/grundlagen/mietkosten-ergaenzungsleistungen.html


Ausgaben

Höhe der neuen Mietzinsmaxima 

(Art. 10 Abs. 1 Bst. b ELG)

Massgebende
Haushaltgrösse

Mietzinsregion

Region 1
(Grosszentrum)

Region 2
(Stadt)

Region 3
(Land)

Alleinlebend 16 440 15 900 14 520

2 Personen 19 440 18 900 17 520

3 Personen 21 600 20 700 19 320

4 und mehr Personen 23 520 22 500 20 880

Einzelperson in einer 
Wohngemeinschaft

9 720 9 450 8 760

Rollstuhlzuschlag 6 000 6 000 6 000



Ausgaben

Höhe der neuen Mietzinsmaxima: Beispiel 

Ein Ehepaar mit 4 Kindern (15, 13, 10 und 6 Jahre) lebt in einem gemeinsamen Haushalt 
in Herisau / AR. Alle Kinder werden in der EL-Berechnung berücksichtigt.

Massgebende Parameter

Wohnform Familie

Massg. Haushaltsgrösse 6 Personen

Mietzinsregion 2

Rollstuhlzuschlag nein

Mietzinsmaximum für EL-Berechnung

Haushaltsmaximum
(Tabellenwert)

22 500

Rollstuhlzuschlag –

Total 22 500



Ausgaben

KVG-Prämie 

• Neu wird der tiefere der folgenden Werte als Ausgabe berücksichtigt:

– Effektive Krankenkassenprämie (inkl. Unfall /exkl. VVG und Abzug Umweltabgabe)

– Regionale Durchschnittsprämie

(Art. 10 Abs. 3 lit. d ELG)



Einnahmen

Erwerbseinkommen

(Art. 11 Abs. 1 Bst. a ELG)

• Erwerbseinkommen von rentenbeziehenden Personen werden nach Abzug eines 
Freibetrages von CHF 1’000 bzw. CHF 1’500 zu 2/3 als Einnahme angerechnet. 
Erwerbseinkommen von Personen mit einem IV-Taggeld werden dagegen voll 
angerechnet (= bisheriges Recht);

• Das Erwerbseinkommen des nicht invaliden Ehegatten ist dagegen ohne Abzug eines 
Freibetrages zu 80 Prozent anzurechnen;

• Erwerbseinkommen von Waisen und Kindern, die im selben Haushalt leben, sind 
ohne Abzug eines Freibetrages zu zwei Dritteln anzurechnen.



Verzicht auf Einkommen

Verzicht auf Erwerbseinkommen 

(Art. 11a Abs. 1 i. V. m. Art. 11 Abs. 1 Bst. a ELG )

• Effektive oder hypothetische Erwerbseinkommen nichtinvalider Ehegatten sind ohne 
Abzug eines Freibetrages zu 80 Prozent in der EL-Berechnung zu berücksichtigen.



Einnahmen

Erwerbseinkommen: Übersicht Konstellationen (nicht abschliessend)

(Art. 11 Abs. 1 Bst. a ELG)

Grundleistung Freibetrag Anrechnung

Konstellation Person A Person B Person A Person B Kind Person A Person B Kind

Ehepaar Rente Nicht invalid 1'500 0 - 2/3 80% -

Ehepaar mit Kind Rente Rente 1'500 1'500 0 2/3 2/3 2/3

Ehepaar mit Kind Rente Nicht invalid 1'500 0 0 2/3 80% 2/3

Alleinstehend 
mit Kind

Rente - 1'500 - 0 2/3 - 2/3



Vermögensverzehr

Freibeträge auf dem Gesamtvermögen

(Art. 9 Abs. 5 Bst. c ELG; Art. 17 ELV)

Vermögensfreibeträge                                                                                             (CHF)

Alleinstehende 30'000

Ehepaar 50'000

Kinder 15'000

Liegenschaft (selbstbewohntes Eigentum) 112'500

Liegenschaft (selbstbewohntes Eigentum mit HE / Heim) 300'000



Vermögensverzehr

Ermittlung des Reinvermögens 

(Art. 9 Abs. 5 Bst. c ELG; Art. 17 ELV)

• Das Reinvermögen wird ermittelt, indem vom Bruttovermögen die nachgewiesenen 
Schulden abgezogen werden (= bisheriges Recht);

• Mit der EL-Reform können Hypothekarschulden nur noch vom Wert der 
Liegenschaft und nicht mehr vom Gesamtvermögen in Abzug gebracht werden;

• Bei selbstbewohnten Liegenschaften wird in einem ersten Schritt der Freibetrag, in 
einem zweiten Schritt die Hypothekarschulden (soweit möglich) abgezogen; 

• Die Hypothekarschulden sind immer derjenigen Liegenschaft zuzuordnen, die sie 
betreffen.



Vermögensverzehr

Beispielen Anrechnung Hypothekarschulden 

1. Liegenschaft
Grundeigentum selbst bewohnt            (CHF)

2. Liegenschaft
Grundeigentum nicht selbst bewohnt  (CHF)

Verkehrswert 500'000 Verkehrswert 500'000

./. Freibetrag 300'000 ./. Freibetrag -

./. Hypothek 400'000 ./. Hypothek 300'000

anrechenbar 0 anrechenbar 200'000

EL-Bezüger mit zwei Liegenschaften mit Anspruch auf eine Hilfslosenentschädigung



Verzicht auf Vermögenswerte

Verzicht auf Vermögenswerte (neu 2 Arten)  

(Art. 11a Abs. 2 und 3 ELG )

• Verzichte durch Veräusserung bisher

• Verzichte aufgrund eines übermässigen Vermögensverbrauchs neu



Verzicht auf Vermögenswerte

Verzicht durch Veräusserung  

(Art. 11a Abs. 2 ELG; Art. 17b Bst. a, 17c und 17e ELV)

Grundsatz

• Ein Verzicht aufgrund einer Veräusserung liegt vor, wenn eine Person 
Vermögenswerte veräussert

 ohne dazu rechtlich verpflichtet zu sein; und

 die Gegenleistung weniger als 90 Prozent des Wertes der Leistung entspricht; 

• Unter einer Rechtspflicht ist eine gesetzlich oder gerichtlich auferlegte Rechtspflicht 
zu verstehen. Vertragliche Verpflichtungen gehören in der Regel nicht dazu.



Verzicht auf Vermögenswerte

Verzicht durch übermässigen Vermögensverbrauch

(Art. 11a Abs. 3 und 4 ELG; Art. 17d ELV)

• Ein Vermögensverzicht aufgrund eines übermässigen Vermögensverbrauchs liegt vor, 
wenn eine Person

 mehr Vermögen verbraucht hat, als im zu betrachtenden Zeitraum zulässig 
gewesen wäre; und 

 keine Rechtfertigungsgründe (ohne wichtigen Grund) für den übermässigen 
Verbrauch vorliegen.



Verzicht auf Vermögenswerte

Verzicht durch übermässigen Vermögensverbrauch (neu): Zeitraum

(Art. 11a Abs. 3 und 4 ELG)

Beginn:

• Bei Personen mit einer Rente der IV oder einer Hinterlassenenrente der AHV am 1. Januar des 
Jahres, das auf den Beginn des Rentenanspruchs folgt;

• bei Personen mit einer Altersrente der AHV am 1. Januar des Jahres, das auf den Monat folgt, 
der 10 Jahre vor dem Rentenanspruch liegt;

• Bei Ehepaaren ist auf den erstrentenberechtigten Ehegatten abzustellen.

Ende:

• Am 31. Dezember des Jahres, das dem Kalenderjahr vorausgeht, für welches die EL-
Berechnung erfolgt.



Verzicht auf Vermögenswerte

Verzicht durch übermässigen Vermögensverbrauch (neu): Grundsatz

(Art. 11a Abs. 3 ELG)

• Ein übermässiger Vermögensverbrauch liegt vor, wenn eine Person oder ein Ehepaar 
während des zu betrachtenden Zeitraumes jährlich mehr als 10 Prozent ihres 
Vermögens über CHF 100'000 verbraucht hat;

• Bei Vermögen bis CHF 100’000 liegt die Grenze bei CHF 10’000 pro Jahr;

• Liegt der Verbrauch unter dieser Grenze, kann kein Vermögensverzicht aufgrund 
eines übermässigen Verbrauchs vorliegen.



Verzicht auf Vermögenswerte

Rechtfertigungsgründe

(Art. 17d Abs. 3 ELV / Definition "Genugtuungssummen" Rz 3533.26 WEL)

Vermögensrückgänge, die auf einen der folgenden Rechtfertigungsgründe zurückzuführen sind, 
sind von der Höhe des übermässigen Vermögensverbrauchs in Abzug zu bringen:

 Bestreitung des Lebensunterhaltes

 Für die Zeit vor dem EL-Bezug: Auslagen für den gewohnten Lebensunterhalt, die nicht durch 
das Einkommen gedeckt wurden;

 Für die Zeit vor dem EL-Bezug: Vermögensverzehr nach Art. 11 Abs. 1 Bst. c ELG; 

 Anderer wichtiger Grund nach Art. 17d Abs. 3 Bst. b Ziff. 1-6 ELV;

 Unfreiwillige, nicht absichtliche oder nicht grobfahrlässige Vermögensverluste;

 Genugtuungssummen, einschliesslich Solidaritätsbeitrag nach Art. 4 Abs. 1 AFZFG.        



Rückerstattung rechtmässig bezogener EL

Umfang

• Die Rückerstattung muss nur aus demjenigen Teil des Nachlasses geleistet werden, der 
CHF 40’000 übersteigt (bei Ehepaaren beim Tod des zweitverstorbenen Ehegatten).

• Der Rückforderungsanspruch erlischt nach Ablauf eines Jahres, nachdem die EL-Stelle 
davon hätte Kenntnis nehmen können, spätestens aber nach Ablauf von 10 Jahren seit 
der einzelnen Leistungsauszahlung.

 Es müssen höchstens die EL zurückbezahlt werden, die in den letzten 10 Jahren vor 
dem Tod bezogen wurden, frühestens ab 1. Januar 2021. 

(Art. 16a und 16b ELG; Art. 27 und 27a ELV)



Rückerstattung rechtmässig bezogener EL

Ermittlung

• Massgebend ist der Netto-Nachlass zum Todeszeitpunkt der EL-beziehenden Person (bei 
Ehepaaren des zweitverstorbenen Ehegatten).

• Die Bewertung erfolgt analog dem Reinvermögen zu Lebzeiten.

 Liegenschaften sind zum Verkehrswert bzw. zum Repartitionswert einzusetzen, 
ausser das Gesetz sieht die Anrechnung an den Erbteil zu einem tieferen Wert vor. 

(Art. 16a und 16b ELG; Art. 27 und 27a ELV)



Rückerstattung rechtmässig bezogener EL

Beispiel

EL-Bezüger seit 1. Januar 2020

Verstorben am 15.06.2021

Nettonachlass per Todestag CHF 95'000

./. Freibetrag CHF 40'000

Max. Rückforderungsbetrag CHF 55'000

EL-Bezug 01.01.2020 – 31.12.2020 CHF 30'000

EL-Bezug 01.01.2021 – 30.06.2021 CHF 15'000

Rückforderung CHF 15'000 



Übergangsrecht

Grundsatz

• Bei Personen, bei denen die EL-Reform einen tieferen EL-Betrag oder einen 
Verlust des EL-Anspruches zur Folge hatte, kommt während drei Jahren das 
bisherige Recht zur Anwendung.

• Dem Übergangsrecht unterstehen nur Fälle, bei denen der EL-Anspruch vor dem 
1. Januar 2021 entstanden war.

• Fälle, bei denen der EL-Anspruch am 1. Januar 2021 oder später 
entstand/entsteht, werden ausnahmslos nach dem neuen Recht berechnet.



Übergangsrecht

Übergangsphase 1. Januar 2021 bis 31. Dezember 2023

• Der Betrag der jährlichen EL, die weiterhin nach dem alten Recht berechnet werden, ist auch 
während der Übergangsfrist nach den Bestimmungen des alten Rechts anzupassen.

• Bei Mutationen, die bewirken können, dass das neue Recht für eine Person vorteilhafter ist, 
hat eine neue Vergleichsrechnung zu erfolgen (vgl. Kap. 3.3 KS-R-EL).

• Während der Übergangsphase sind Vergleichsrechnungen ausschliesslich für Fälle 
vorzunehmen, die noch nach dem alten Recht berechnet werden.



Übergangsrecht

Was fällt unter das Übergangsrecht?

Gesetzesänderungen, welche eine unmittelbare Auswirkung auf den Anspruch und die Höhe der 
jährlichen EL haben können: 

• Anspruchsvoraussetzungen (Vermögensschwelle);

• EL-Mindesthöhe (Minimalgarantie);

• Anerkannte Ausgaben (Betrag für den allgemeinen Lebensbedarf von Kindern unter 11 Jahren, 
Mietzinsmaxima, Nebenkosten- und Heizkostenpauschalen, Betrag für die Prämie der obligatorischen 

Krankenpflegeversicherung, Kosten für die familienergänzende Betreuung von Kindern unter 11 Jahren);

• Anrechenbaren Einnahmen (Erwerbseinkommen von Ehegatten ohne EL-Anspruch);

• Berücksichtigung des Vermögens (Freibeträge, Vermögensverzehr in Heim/zu Hause-Fällen, 
Vermögensverzichte bei übermässigem Vermögensverbrauch, Berücksichtigung von 
Hypothekarschulden, Zuteilung des Vermögens in Heim/zu Hause-Fällen in Kombination mit einer 
selbstbewohnten Liegenschaft). 



Übergangsrecht

Was fällt nicht unter das Übergangsrecht?

Gesetzesänderungen, die keinen unmittelbaren Einfluss auf den Anspruch und die Höhe der 
jährlichen EL haben und somit in jedem Fall ab dem 1. Januar 2021 zur Anwendung kommen: 

• Bestimmungen zum Unterbruch des gewöhnlichen Aufenthalts in der Schweiz und der 
Karenzfrist;

• Tageweise Berücksichtigung der Heimtaxe;

• Vergütung vorübergehender Heimaufenthalte über Krankheits- und Behinderungskosten;

• Auszahlung des Betrages für den Aufenthalt in Heimen und Spitälern an den 
Leistungserbringer; 

• Verrechnung von EL-Rückforderungen mit fälligen Leistungen;

• Rückerstattung rechtmässig bezogener EL. 



Vielen Dank für die 
Aufmerksamkeit!


